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H O C H S C H U L O R G A N I S A T I O N

Die neu errichteten Stiftungshochschulen in Frankfurt am Main und Frankfurt an der 
Oder haben eine Diskussion belebt, von der man schon glaubte, dass sie sich inzwischen 
durch die Praxis des Alltags erledigt habe. Der Frage, ob die Form einer Stiftung für die 
Hochschulentwicklung nur eine unter mehreren Optionen ist oder ob sie doch einen ein-
maligen Mehrwert für die Entwicklung der Hochschulen bringen kann, sollte nun erneut 
nachgegangen werden. 

Die Novelle zum Niedersächsischen Hochschulgesetz hatte im Jahr 2002 durch die Option, Stif-

tungshochschulen errichten zu können, noch grundsätzliche Fragen aufgeworfen, insbesondere 

über die rechtliche Zulässigkeit, aber auch die Frage, ob eine Vereinbarkeit von öffentlich-recht-

lichen Stiftungen mit der staatlichen Kontrolle gegeben sei. Die juristische Diskussion hat zwi-

schenzeitlich die Stiftungshochschule bestätigt. Dafür stand vermehrt die Frage im Vordergrund, 

ob denn diese Konstruktion nicht zu aufwendig und zugleich zu risikobehaftet sei gegenüber 

anderen Organisationsmodellen. Diese Bewertung wurde weiter dadurch bestärkt, dass die nie-

dersächsischen Hochschulen selbst nur wenig öffentliche Aufmerksamkeit auf die Vorteile der 

Stiftungskonstruktion lenkten. 

Weitere Hochschulen in Deutschland hatten sich bereits mit dem Gedanken an eine Stiftung 

beschäftigt (z.B. Universität Hamburg, TU Dresden), ohne diese Idee fortzuführen. Insbesondere 

in Sachsen zeigte sich, dass die Rahmenbedingungen des Landes für ein Stiftungsmodell nicht 

gegeben waren. In einer Studie (Hener u.a. 2008) sind durch Befragung von Mitgliedern der 

Hochschulleitungen und Stiftungsräte sowie Dekanaten Eindrücke zu den Erfahrungen, Erfolgen 

und Erfolgskriterien gewonnen worden, die sich in diesem Beitrag niederschlagen. 

Entwicklung

In Bezug auf den Erwartungshorizont lassen sich für die Einrichtung der Stiftungshochschulen in 

Niedersachsen drei Aspekte skizzieren: 

u	 Die höhere Autonomie der Hochschulen führt zu einer effektiven Gestaltung von Lehre und 

Forschung, 

u	 die Identität der Studierenden und Mitarbeiter/innen mit der eigenen Hochschule wächst und 

u	 die Stiftung schafft sich mit dem eigenen Vermögen eine breitere Finanzierungsbasis. 

Die damit formal verknüpfte Staatsferne wird aber nicht nur positiv als Autonomiegewinn gese-

hen, sondern hat in der öffentlichen Debatte wie auch innerhalb der Hochschulen selbst Kritik 

ausgelöst. Dabei bestand die Skepsis vor allem in den Hochschulen darin, dass sich die finan-

zielle Verantwortung des bisherigen Eigentümers, also des Landes Niedersachsen, mit der Um-

wandlung in eine öffentlich-rechtliche Stiftung auflösen könnte. 
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Die treibende Kraft hinter der Entwicklung von Stiftungshochschulen in Niedersachsen war 

die staatliche Seite. Anders dagegen waren es bei der Gestaltung von Stiftungshochschulen 

in Frankfurt/Oder und in Frankfurt/Main die Hochschulleitungen, die die Chancen der organi-

satorischen Umgestaltung mit der Idee einer eigenständigeren Universität, die zumindest einen 

Schritt weiter losgelöst von der operativen Hochschulsteuerung des Landes agiert, verknüpften. 

Die Notwendigkeit einer strategischen Hochschulsteuerung durch das Land steht jedoch bei kei-

nem der Modelle außer Frage. Mit der Bildung der beiden neuen Stiftungshochschulen in Hessen 

und Brandenburg ist die Diskussion über den Mehrwert dieser Konstruktion allerdings wieder 

relevant. In beiden Ländern wären auch andere Alternativen für eine neue Hochschulverfassung 

möglich gewesen; in Hessen steht etwa mit dem TU Darmstadt-Gesetz immerhin ein viel beach-

tetes Reformwerk zur Übernahme anderer hessischer Hochschulen zur Verfügung, in Branden-

burg war die Novelle des Hochschulgesetzes bereits angekündigt. Insofern ist das Vorhaben in 

diesen beiden Ländern bemerkenswert, weil durch die konkrete Ausgestaltung nun auch eine 

Differenzierung von Stiftungsformen besteht. 

Risiken

Unterstellt man mögliche Risikoszenarien, dann stehen hierbei sehr unterschiedliche Blickwinkel 

von Akteuren einander gegenüber: Für die staatliche Sicht können die Risiken vorrangig darin lie-

gen, dass die Instrumente der staatlichen Steuerung eine Stiftungshochschule weniger erreichen 

als eine Landeseinrichtung. Für Hochschulen hingegen liegen die möglichen Risiken stärker in der 

staatlichen Finanzierung. Beides, sowohl staatliche Steuerung als auch staatliche Finanzierung, 

sind aber unabdingbare Voraussetzungen für das Funktionieren des staatlichen Hochschulwesens. 

Ein Land kann nicht auf die Steuerung über staatliche Ziele verzichten. Die Landesregierung bleibt 

auch bei Stiftungshochschulen für die Wahrung landespolitischer Ziele schon aufgrund der staat-

lichen Förderung verantwortlich. Die Frage ist allerdings, ob sich die Form der Steuerung durch 

die Organisation der Stiftung verändert. Eine vergleichbare Ausgangslage stellt sich auch für die 

Finanzierungsfrage: Eine staatliche Hochschule kann auch in der Form einer Stiftung nicht auf die 

sichere Finanzierung durch eine laufende Zuwendung über den Landeshaushalt verzichten. Es 

musste daher in den Hochschulgesetzen Vorsorge getroffen werden, dass sowohl die Instrumente 

der staatlichen Steuerung für die Verfolgung staatlicher Ziele (Zielvereinbarungen, indikatoren-

gesteuerte Mittelverteilung etc.) als auch die generelle Finanzierung von Stiftungshochschulen 

(insbesondere durch Mittelverteilung) fortgesetzt wird. Die Bedingungen für die Steuerung und 

die Finanzierung sind durch das Gesetz so gestaltet, dass sich die Hochschulen eines Landes in 

den Steuerungsinstrumenten nicht unterscheiden, ganz gleich, ob sie als Stiftungshochschulen 

oder weiterhin als Landeseinrichtungen verfasst sind. Damit wird eine unmittelbare Bevorzugung 

von Stiftungshochschulen ebenso wie eine finanzielle Schlechterstellung vermieden.

Risiken können zudem in der Rechtskonstruktion liegen, die den Charakter der öffentlich-recht-

lichen Stiftung betreffen. Eine öffentlich-rechtliche Stiftung ist das zugrunde liegende Modell, 

das sich in der Detailkonstruktion allerdings unterscheiden kann. Während Niedersachsen und 

Brandenburg die Körperschaft als Grundkonstrukt der Hochschule und die Stiftung als deren 

Träger entwickelt haben, steht in Hessen die Frankfurter Goethe-Universität selbst als Stiftung 

in einer Rechtsperson mit der Hochschule. Niedersachsen und Brandenburg sind damit der kör-

perschaftlichen Gruppenuniversität als Grundsatz der Selbstverwaltung gefolgt. In Hessen ist 

die Universität in diesem Punkt frei, sie hat sich aber selbst durch ihre Grundordnung diesem 

Grundsatz der Mitwirkung von Gremien verpflichtet. Eine radikale Veränderung der Entschei-

dungsstrukturen wäre gesetzlich zulässig. Der Grund für diese Entscheidung lag vor allem in der 
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damit verbundenen Akzeptanz der neuen Regelungen durch den Senat, der schließlich auch die 

Änderung der Rechtsform beschließen muss. 

Tatsächlich liegen die wirklichen Risiken in den Details der Gestaltung der Stiftungsform. Welche 

eigenständigen finanziellen Handlungsspielräume sollen Stiftungshochschulen haben, etwa bei 

der Aufnahme von Krediten? Wie können Aufwendungen für Gebäude und Liegenschaften sicher 

kalkuliert werden und wie sind außergewöhnliche finanzielle Belastungen aufzufangen? In der 

Debatte über die Risiken kommt den finanziellen und individuellen Folgen für den Personalbereich 

eine hohe Aufmerksamkeit zu. Wie ist die Altersversorgung für die Beamten im Personalbereich 

geregelt? Gibt es eine Ausfallbürgschaft? Bleiben Tarifverträge weiterhin gültig? Diese konkreten 

Fragen sind vor der Organisationsänderung so zu klären, dass das Land als Träger der staatlichen 

Hochschule auch gegenüber der dann selbstständigen Stiftung noch in der Verantwortung für die 

Funktionsfähigkeit der Hochschule steht. Diese Verantwortung sichert Ausfallrisiken ab, etwa für 

den Fall der Auflösung der Stiftung. Zudem schafft eine Verständigung hierüber und deren Nieder-

schlag in den rahmenrechtlichen Regelungen Akzeptanz für die Organisationsform der Stiftung. 

Autonomiegewinn

Wenn man auf die drei für Niedersachsen formulierten Erwartungen zurückgreift, dann ist der 

Gewinn an Autonomie das eher kurzfristig erreichbare Ziel, während die Identitätsstiftung und 

die Finanzierungsbasis doch langfristig ausgelegte Zielsetzungen sind. Für eine Hochschullei-

tung ist der Erfolg daher zuerst in dem Gewinn der Autonomie für die Entscheider/innen in den 

Hochschulen zu suchen. Um zu analysieren, ob es tatsächlich einen Zuwachs an autonomer 

Entscheidungsfreiheit gibt, sind die Stiftungshochschulen zum Zeitpunkt ihrer Gründung mit den 

anderen Hochschulen des Sitzlandes zu vergleichen. Dabei ist auffallend, dass es im Finanz-, 

Organisations- und Personalbereich solche zusätzlichen Entscheidungsräume gab oder gibt, die 

Stiftungshochschulen gegenüber den anderen Hochschulen begünstigen. Im Finanzbereich lie-

gen diese zusätzlichen Autonomiebreiche vor allem in der Vermögensverwaltung, im Besitz von 

Grundstücken und in der Gestaltung von Bauangelegenheiten. Die jeweiligen Regelungen an den 

Stiftungshochschulen sind allerdings unterschiedlich. In Personalfragen haben die Stiftungshoch-

schulen mit der Dienstherreneigenschaft eine Stärkung erfahren, die sich auf das Recht der Be-

rufungen oder, wie in Frankfurt am Main, auf das Recht der Gestaltung von Arbeitsbedingungen 

durch Tarifverhandlungen auswirkt. Auch in den internen Organisationsfragen (Governance) sind 

weitreichende Gestaltungsoptionen abweichend von der Struktur der anderen hessischen Hoch-

schulen möglich. Einen bedeutenden Schritt nach vorn haben die Stiftungshochschulen mit den 

Stiftungsräten (Hochschulräten) getan, indem diese erhebliche Entscheidungsrechte erhielten. 

Die enge Kooperation mit den Mitgliedern dieser Einrichtung an mehreren Hochschulen birgt 

eine starke Unterstützung von außen zugunsten der Hochschulziele. 

Dieser Autonomiegewinn ist jedoch durch die laufende Veränderung der Hochschulgesetze zu rela-

tivieren. Zum Beispiel sind in Niedersachsen durch die Gesetzesnovellen bis heute die Spielräume 

aller Hochschulen des Landes vor allem im Personalbereich erweitert worden. Ähnliches gilt für die 

Gesetzgebung in Hessen. Gleichwohl sind die möglichen Gestaltungsoptionen nach wie vor an kei-

ner hessischen Hochschule weitgehender als in der Stiftungsuniversität Frankfurt am Main. 

Stiftungshochschulen im Wettbewerb mit anderen Modellen

Für die Analyse einer autonomeren Gestaltung der Personal-, Finanz- und Organisationsbereiche 

steht in Deutschland inzwischen eine ganze Reihe von Modellen der gesetzlichen Organisations-
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gestaltung zur Verfügung. Benchmarks für hochschulrechtliche Autonomiegestaltung sind heute 

das TU Darmstadt-Gesetz sowie das Hochschulfreiheitsgesetz in Nordrhein-Westfalen. Neben 

der Stiftungsform haben sich mit den Reformgesetzen der TU Darmstadt und des Landes Nord-

rhein-Westfalen zwei Alternativen etabliert, die in der Frage der Gestaltungsfreiheit kaum hinter 

den Bedingungen von Stiftungshochschulen zurückstehen. In NRW wurde mit der Aufhebung 

des Anstaltscharakters von Hochschulen eine deutliche Veränderung für das Zusammenspiel 

von Land und Hochschulen erreicht. In anderen Hochschulgesetzen bestehen Experimentier-

klauseln, die ebenfalls eine weitgehende Umgestaltung der Hochschulorganisation und der Ent-

scheidungsbefugnisse ermöglichen. Insofern stehen die drei Modelle der Stiftungshochschulen 

in einem Wettbewerb mit anderen Lösungen, sobald sich Hochschulen zu einer Änderung der 

Hochschulverfassung unter Nutzung der jeweiligen Experimentierklauseln entschließen. Warum 

also wäre die Stiftungsoption dann noch den anderen Alternativen vorzuziehen, wenn letztere 

zudem den Vorteil von einfacher zu gestaltenden Veränderungsprozessen haben?

Diese Frage lässt sich nur länderspezifisch beantworten. Während es noch Länder gibt, die eine 

Umwandlung in eine Stiftung nicht als Option vorsehen (wie zuletzt das sächsische Hochschul-

gesetz 2009), steht die Variante des TU Darmstadt-Gesetzes nur den hessischen Hochschulen 

zur Verfügung. Die Experimentierklausel der Gesetze ist oft auf einzelne Handlungsfelder be-

schränkt und nicht offen genug für die Neugestaltung der Zuständigkeit der Personal- und Fi-

nanzangelegenheiten. Daher kann die Stiftungsoption die beste der Alternativen sein, auch für 

eine Gestaltungsoption mit mehr Autonomie. 

Außenwirkung

Ein besonderes Merkmal – und damit auch ein Alleinstellungsmerkmal – von Stiftungshoch-

schulen ist die positive öffentliche Wahrnehmung des Begriffs der Stiftung in Verbindung mit der 

Hochschule als Bildungseinrichtung. Die Berichte der Medien zeigen überwiegend ein positives 

Bild. Ebenso wie Stiftungen generell die Assoziation mit Gemeinnützigkeit und die Orientierung 

an gesellschaftlichen Zielen nahelegen, erscheint bei den Stiftungshochschulen die Verbindung 

mit öffentlichem und privatem Kapital für den Zweck der Bildung und Ausbildung zumindest 

in Deutschland besonders positiv besetzt. Dass Hochschulen dabei als staatliche Einrichtungen 

nicht agieren können wie private Stiftungen, wird zunächst nicht sichtbar. 

Im internationalen Vergleich scheint die Wirkung der Stiftungsform begrenzt. Hochschulleitungen 

weisen darauf hin, dass im Ausland auch die deutschen Stiftungshochschulen immer noch als 

staatliche Zuwendungsempfänger gesehen werden. Dies trifft für die meisten Hochschulsysteme 

in Europa zu. Auffallend ist, dass die Stiftungshochschule als Modell in Europa kaum bekannt 

ist; eine Ausnahme bildet hier die Chalmers Universität in Schweden. Im europäischen Kontext 

scheinen mit der Stiftungskonstruktion keine Vorteile in der Außenwahrnehmung verbunden zu 

sein. Der Vergleich mit amerikanischen Stiftungshochschulen ist ohnehin schwierig, denn ihre 

Geschichte und Tradition setzen deutlich andere Maßstäbe. Dennoch schwingt in der Bewertung 

deutscher Modelle der Vergleich mit Harvard mit. Offenbar ist in den Stiftungshochschulen die 

Hoffnung auf den Beginn einer neuen Tradition durch die Stiftung und ihrer Bedeutung für die 

Einwerbung von privatem Kapital vorhanden. Etlichen Stiftungshochschulen scheint es zu gelin-

gen, in der Rekrutierung von Personal, vor allem bei Berufungen, die Organisationsform Stiftung 

als ein besonderes Markenzeichen und spezifisches Qualitätsmerkmal für die Unabhängigkeit 

von staatlicher Kontrolle einzubringen. Einige Hochschulleitungen sehen hier ein zunehmendes 

Potenzial, das sie im Wettbewerb um die besten Köpfe bevorzugen könnte. 

summary
The establishment of foundation-
funded universities in Germany is 
linked to expectations for more 
autonomy, stronger member 
identity and university publicity, 
as well as the creation of capital 
stocks, which takes time.
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Stiftung identitätsstiftend?

Die Einführung der neuen Organisationsform der Stiftungshochschule war an allen Hochschu-

len mit internen Kontroversen verbunden. Überall ist es den Hochschulleitungen gelungen, den 

Senat als die entscheidende Instanz der Gruppenhochschule von der Sinnhaftigkeit des Modells 

zu überzeugen. In der Regel geht die Veränderung von der Spitze der Hochschule aus. Allerdings 

gehen an allen Hochschulen die Einschätzungen der Leitungsebenen und der Hochschullehrer 

auseinander. Dies zeigt sich schon in der Befragung von Dekanaten an Stiftungshochschulen, 

die in der Beurteilung der Vorzüge der Stiftungskonstruktion in der Fakultät oder im Fachbereich 

andere Maßstäbe anlegen als die Hochschulleitungen. An Hochschulen mit einer erweiterten 

Hochschulleitung oder einer starken Beteiligung der Dekane ist die Einschätzung der Stiftung 

als positive Veränderung sehr ähnlich. Ansonsten neigen doch die Dekane zu einer erheblich 

nüchterneren Einschätzung, die zudem stärker vom Pragmatismus der direkt im Fachbereich 

spürbaren Verbesserungen geprägt zu sein scheint. 

Offen bleibt noch, wie sich die Hochschullehrer sowie die weiteren Mitarbeitenden der Hoch-

schule dazu verhalten. Nach Einschätzung der Leitungsebenen – und dies wird ebenfalls von 

einigen Dekanen formuliert – sind die wachsende Unabhängigkeit von staatlichen Einflüssen 

und die gestiegene Identifikation des Personals mit „ihrer“ Stiftungshochschule bereits spür-

bar. Auch wenn es sich hier um eine „gefühlte“ Wahrnehmung handelt, ist es vorstellbar, dass 

die Mitglieder einer Stiftungshochschule sich durch den Stiftungsstatus unterscheiden und dies 

ganz bewusst auch so wahrnehmen. Diese Form der Identifikation wird durch Partizipation der 

Hochschulmitglieder gefördert. Dabei verweisen die Hochschulleitungen auf die hohe Bedeutung 

des Senats. Dies ist umso erstaunlicher, als die Senate im Laufe der Hochschulreformen immer 

mehr an Einfluss auf die Hochschulpolitik und -leitung verloren haben. Dass die Hochschullei-

tungen jedoch stark auf dieses Organ rekurrieren und ihm damit eine höhere Relevanz zuschrei-

ben, scheint dem Bedürfnis nach einem verstärkten Rückhalt der Leitungsentscheidungen im 

Personalkörper zu entsprechen und verdeutlicht die Bedeutung der internen Kommunikations-

strukturen. 

Regionale Bedeutung

Die Universität Frankfurt am Main kann auf eine Tradition als „Bürgeruniversität“, die bereits in 

ihren Anfängen in der Form einer Stiftung gegründet wurde, zurückgreifen. Diese Tradition mit 

den neuen Inhalten und Formen aufzugreifen, war offensichtlich sehr lohnend. Das aktuelle Stif-

tungsmodell steht auch nach Einschätzung des Hochschulrates bereits wieder in der Tradition der 

früheren Gründung der Bürgeruniversität. Damit gelingt es der Universität, den Schulterschluss 

mit anderen regional verankerten Einrichtungen und Personen, also Firmen wie Mäzenen, den 

Bürgern der Stadt und den Politikern, kurz: dem gesamten regionalen Umfeld, herzustellen. Diese 

Ausstrahlung auf das regionale Umfeld wäre wohl ohne den Stiftungscharakter nicht gelungen. 

Die Stiftung, verbunden mit dem Label Bürgeruniversität, hingegen schafft Nähe zur Region und 

Gesellschaft, die sich andere Hochschulen mühevoller erarbeiten müssen. Hierin liegt ein deut-

licher Mehrwert für die Stiftungsuniversität.

Fazit

Stiftungshochschulen haben sich als eine Alternative zu anderen Reformmodellen der Hoch-

schulorganisation etabliert. Sie sind als öffentlich-rechtliche Stiftungen nach den Gegebenheiten 

des Sitzlandes und unterschiedlichen Zielsetzungen auch in ihrer konkreten Ausgestaltung 
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durchaus unterschiedlich. Sie stellen einen Gewinn an Autonomie und Gestaltungsfreiheit in 

Fragen der Finanzierung, des Personals und der Organisation dar, allerdings sind auch andere 

Modelle mit vergleichbaren autonomiefördernden Regelungsgehalten konkurrenzfähig. Ein be-

sonderes Merkmal von Stiftungshochschulen aber sind psychologische und kommunikative Fak-

toren, die sich im Imagegewinn niederschlagen können. Die positiv besetzte Bewertung einer 

Stiftung kann größeres Vertrauen schaffen, was sich in der Berufungspraxis auswirken kann. 

Zudem sind gute Voraussetzungen für eine höhere Identität der Mitglieder mit der Stiftungs-

hochschule gegeben. Gerade im regionalen Umfeld der Hochschule kann, vor allem auch mit 

der Verbindung einer Tradition wie die der „Bürgeruniversität“, eine neue Basis für einen langfri-

stigen Erfolg gelegt werden.
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